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§ 57. (1) Finanzvergehen sind von Amts wegen zu verfolgen. 

(2) Die Finanzstrafbehörde und ihre Organe haben ihr Amt unparteilich und unvoreingenommen 
auszuüben und jeden Anschein der Befangenheit zu vermeiden. Sie haben die zur Belastung und die zur 
Verteidigung des Beschuldigten dienenden Umstände mit der gleichen Sorgfalt zu ermitteln. 

(3) Jeder Beschuldigte ist durch die Finanzstrafbehörde sobald wie möglich über das gegen ihn 
geführte Ermittlungsverfahren und den gegen ihn bestehenden Tatverdacht sowie über seine wesentlichen 
Rechte im Verfahren (§§ 77, 79, 83, 84, 113, 114, 125, 151 und 152) zu informieren. Dies darf nur so 
lange unterbleiben, als besondere Umstände befürchten lassen, dass ansonsten der Zweck der 
Ermittlungen gefährdet wäre, insbesondere weil Ermittlungen oder Beweisaufnahmen durchzuführen 
sind, deren Erfolg voraussetzt, dass der Beschuldigte keine Kenntnis von den gegen ihn geführten 
Ermittlungen hat. Das gleiche gilt, wenn sich durch im Zuge des Ermittlungsverfahrens hervortretende 
Umstände eine Änderung des Tatverdachtes ergibt. Auch alle anderen vom Finanzstrafverfahren 
betroffenen Personen sind über ihre wesentlichen Rechte zu belehren. Die Informationen und 
Belehrungen können auch mündlich erteilt werden, worüber erforderlichenfalls ein Aktenvermerk 
aufzunehmen ist. 

(4) Soweit es im Interesse eines fairen Verfahrens und der Wahrung der Verteidigungsrechte eines 
Beschuldigten, der sich in der Verfahrenssprache nicht hinreichend verständigen kann, erforderlich ist, ist 
ihm mündliche Übersetzungshilfe durch Beistellung eines Dolmetschers zu leisten; dies gilt insbesondere 
für die Rechtsbelehrung, für Beweisaufnahmen, an denen der Beschuldigte teilnimmt, und für 
Verhandlungen. Ist der Beschuldigte gehörlos, hochgradig hörbehindert oder stumm, so ist ein 
Dolmetscher für die Gebärdensprache beizuziehen, sofern sich der Beschuldigte in dieser verständigen 
kann. Über die Erforderlichkeit einer Übersetzungshilfe entscheidet der Leiter der Amtshandlung. Gegen 
die Nichtgewährung von Übersetzungshilfe ist ein abgesondertes Rechtsmittel nicht zulässig. Im 
Rechtsmittel gegen die Strafentscheidung können auch die Verteidigungsrechte beeinträchtigende Mängel 
in der Qualität der Übersetzungshilfe geltend gemacht werden, sofern im Verfahren nicht ohnedies 
Abhilfe geschaffen worden ist. 

(4a) Ist Übersetzungshilfe gemäß Abs. 4 zu leisten, gilt in Verfahren, in denen die Durchführung der 
mündlichen Verhandlung und die Fällung des Erkenntnisses gemäß § 58 Abs. 2 einem Spruchsenat 
obliegt, sowie im Rechtsmittelverfahren darüber hinaus Folgendes: 

 a) Mündliche Übersetzungshilfe ist auch für den Kontakt des Beschuldigten mit seinem Verteidiger 
zu leisten, sofern dies im Interesse einer zweckentsprechenden Verteidigung erforderlich ist. 
Dazu ist auf Antrag in unmittelbarem Zusammenhang mit einer mündlichen Verhandlung oder 
sonstigen Amtshandlung, an der der Beschuldigte teilnimmt, ein Dolmetscher am Ort der 
Amtshandlung zur Verfügung zu stellen. Ein diesbezüglicher Antrag ist spätestens eine Woche 
vor Beginn der Amtshandlung einzubringen. 

 b) Für die Verteidigung wesentliche Aktenstücke sind innerhalb einer angemessenen Frist 
schriftlich zu übersetzen. Als für die Verteidigung wesentlich gelten jedenfalls die 
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Festnahmeanordnung, die Verhängung der Untersuchungshaft, die Stellungnahme des 
Amtsbeauftragten, die schriftliche Ausfertigung des noch nicht rechtskräftigen Erkenntnisses und 
ein gegen das Erkenntnis vom Amtsbeauftragen erhobenes Rechtsmittel. Sofern es den in Abs. 4 
genannten Interessen nicht widerspricht, darf die schriftliche Übersetzung durch eine bloß 
auszugsweise Darstellung, durch mündliche Übersetzung oder, wenn der Beschuldigte durch 
einen Verteidiger vertreten ist, auch durch mündliche Zusammenfassung ersetzt werden. Auf 
Antrag des Beschuldigten sind ihm weitere konkret zu bezeichnende Aktenstücke schriftlich zu 
übersetzen, soweit die Erforderlichkeit einer Übersetzung im Sinne des Abs. 4 begründet wird 
oder offenkundig ist. Ein Verzicht des Beschuldigten auf schriftliche Übersetzung ist nur 
zulässig, wenn er zuvor über sein Recht und die Folgen des Verzichts belehrt wurde. Belehrung 
und Verzicht sind schriftlich festzuhalten. 

(5) Die Finanzstrafbehörde darf bei der Ausübung von Befugnissen und bei der Aufnahme von 
Beweisen nur soweit in Rechte von Personen eingreifen, als dies gesetzlich ausdrücklich vorgesehen und 
zur Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Jede dadurch bewirkte Rechtsgutbeeinträchtigung muss in einem 
angemessenen Verhältnis zum Gewicht des Finanzvergehens, zum Grad des Verdachts und zum 
angestrebten Erfolg stehen. Unter mehreren zielführenden Ermittlungshandlungen und 
Zwangsmaßnahmen hat die Finanzstrafbehörde jene zu ergreifen, welche die Rechte der Betroffenen am 
Geringsten beeinträchtigen. Gesetzlich eingeräumte Befugnisse sind in jeder Lage des Verfahrens in einer 
Art und Weise auszuüben, die unnötiges Aufsehen vermeidet, die Würde der betroffenen Personen achtet 
und deren Rechte und schutzwürdigen Interessen wahrt. 

(6) Das Finanzstrafverfahren ist stets zügig und ohne unnötige Verzögerung durchzuführen und 
innerhalb angemessener Frist zu beenden. Verfahren, in denen ein Beschuldigter in Haft gehalten wird, 
sind mit besonderer Beschleunigung zu führen. Ist eine Finanzstrafbehörde mit der Vornahme einer 
Verfahrenshandlung säumig, so kann der Beschuldigte bei dieser Finanzstrafbehörde den an das 
Bundesministerium für Finanzen gerichteten Antrag stellen, es möge der Finanzstrafbehörde für die 
Vornahme der Verfahrenshandlung eine angemessene Frist setzen. Hat die Finanzstrafbehörde die 
versäumte Verfahrenshandlung bis zur Entscheidung über den Antrag durchgeführt, so gilt der Antrag als 
zurückgezogen. Der Antrag ist innerhalb von zwei Jahren ab Eintritt der Verpflichtung der Behörde zur 
Vornahme der Verfahrenshandlung zu stellen. Wegen der Säumigkeit eines Spruchsenates oder eines 
Vorsitzenden des Spruchsenates ist ein Fristsetzungsantrag nicht zulässig. 

(7) Bis zum gesetzlichen Nachweis seiner Schuld gilt der eines Finanzvergehens Verdächtige als 
unschuldig. 

(8) Nach rechtswirksamer Beendigung eines Finanzstrafverfahrens ist die neuerliche Verfolgung 
desselben Verdächtigen wegen derselben Tat unzulässig. Die Bestimmungen über die Wiederaufnahme 
des Verfahrens und die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand sowie die Fortführung des Verfahrens 
nach § 170 bleiben hievon unberührt. 


